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Modul Sachverhalt

Leistungsschlüssel 99108005000000

Leistungsbezeichnung I

Leistungsbezeichnung II Gefahrgutbeförderung; Beantragung einer
Ausnahmegenehmigung, Fahrwegbestimmung und
sonstigem

Typisierung 2/3 - Bund: Regelung (2 oder 3), Land/Kommune:
Vollzug

Quellredaktion Bayern

Freigabestatus Katalog unbestimmter Freigabestatus

Freigabestatus Bibliothek unbestimmter Freigabestatus

Begriffe im Kontext Gefahrguttransporte

Leistungstyp

Leistungsgruppierung

Verrichtungskennung

SDG-Informationsbereich

Lagen Portalverbund

Einheitlicher
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Ansprechpartner

Fachlich freigegeben am 04.02.2025

Fachlich freigegen durch Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und
Verkehr

Handlungsgrundlage http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/Gefahrg
ut/gefahrgut-recht-vorschriften.html
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/Gefahrg
ut/gefahrgut-recht-vorschriften.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yVV_923_B_12021/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yVV_923_B_12021/true
https://www.verkuendung-bayern.de/allmbl/jahrgang:2
017/heftnummer:4/seite:222
https://www.verkuendung-bayern.de/allmbl/jahrgang:2
017/heftnummer:4/seite:222
http://www.gesetze-im-internet.de/ggvseb/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ggvseb/__35.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yZustVVerk
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yZustVVerk

Teaser Für die Beförderung gefährlicher Güter liegt in Bayern
die Federführung beim StMB. Fahrwegbestimmungen
nach § 35a Abs. 3 Satz 1 der Gefahrgutverordnung
Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB)
erteilen die Kreisverwaltungsbehörden.

Volltext Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr
ist zuständig für

  • die Erteilung von Ausnahmen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1
GGVSEB im Straßenverkehr,
  • die Erteilung von Ausnahmen nach § 5 Abs. 1 Nr. 2
GGVSEB im Eisenbahnverkehr für den Bereich der
nichtbundeseigenen Eisenbahnen,
  • die Erteilung von Ausnahmen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3
GGVSEB in der Binnenschifffahrt auf schiffbaren
Binnengewässern, die nicht Bundeswasserstraßen
sind,
  • den Erlass von Allgemeinverfügungen zur
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Fahrwegbestimmung nach § 35a Abs. 3 Satz 2 GGVSEB
und
  • die Genehmigung zur Fortsetzung der Beförderung
nach Absatz 1.4.2.2.4 des Übereinkommens über die
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der
Straße (ADR).

Für die Fahrwegbestimmung bei der Beförderung

  • entzündbarer Gase der Klasse 2 nach § 35b Tabelle
lfd. Nr. 2 GGVSEB und
  • entzündbarer flüssiger Stoffe der Klasse 3 nach §
35b Tabelle lfd. Nr. 4 GGVSEB

wurde in Bayern eine Allgemeinverfügung erlassen, die
unter "Rechtsgrundlagen" abgerufen werden kann. Die
Bedingungen dieser Allgemeinverfügung sind bei den
betreffenden Beförderungen einzuhalten, wobei keine
zusätzliche behördliche Fahrwegbestimmung benötigt
wird.

Für die Beförderung aller anderen gefährlichen Güter,
für die nach den Vorschriften des § 35a in Verbindung
mit § 35b GGVSEB eine Fahrwegbestimmung
erforderlich ist, muss vor Beginn der Beförderung bei
der örtlich zuständigen Kreisverwaltungsbehörde diese
Fahrwegbestimmung beantragt werden.

Dabei werden in der Regel zwei
Kreisverwaltungsbehörden unabhängig voneinander
auf Antrag tätig. So bestimmt die für den Beladeort
zuständige Behörde den Fahrweg zwischen dem
Beladeort und der Autobahn, während der Fahrweg
von der Autobahn zum Entladeort von der für den
Entladeort zuständigen Behörde bestimmt wird. Führt
ein Fahrweg durch die Zuständigkeitsbereiche
mehrerer Kreisverwaltungsbehörden, beteiligt die
zuständige Kreisverwaltungsbehörde die weiteren
Kreisverwaltungsbehörden bei der Bestimmung des
Fahrwegs.
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Die Kreisverwaltungsbehörden sind ferner zuständig
für

  • die Festlegung von Be- und Entladestellen von
Fahrzeugen oder Großcontainern, die nach der
Vorschrift in Unterabschnitt 7.5.1.4 ADR als
geschlossene Ladung befördert werden,

  • die Entgegennahme der Nachricht über das
Verladen oder Abladen von gefährlichen Stoffen und
Gegenständen an einer der Öffentlichkeit zugänglichen
Stelle außerhalb von Ortschaften nach Abschnitt 7.5.11
CV 1 Abs. 1 Buchst. b und Kapitel 8.5 S 1 Abs. 4 Buchst.
b ADR,

  • die Erteilung der Erlaubnis zum Verladen oder
Abladen von gefährlichen Stoffen und Gegenständen
an einer der Öffentlichkeit zugänglichen Stelle
innerhalb von Ortschaften sowie für die
Entgegennahme der Nachricht über diese Tätigkeiten
nach Abschnitt 7.5.11 CV 1 Abs. 1 Buchst. a und Kapitel
8.5 S 1 Abs. 4 Buchst. a ADR und

  • die Erteilung der Zustimmung für längeres Halten in
der Nähe von Wohngebieten oder belebten Plätzen
nach Kapitel 8.5 S 8 Satz 2 und S 9 Satz 2 ADR.

Erforderliche Unterlagen

Voraussetzungen

Kosten

Verfahrensablauf

Bearbeitungsdauer

Frist

weiterführende
Informationen

http://www.bauen.bayern.de/vum/handlungsfelder/gu
eterundlogistik/gefahrgut/index.php
http://www.bauen.bayern.de/vum/handlungsfelder/gu
eterundlogistik/gefahrgut/index.php

Hinweise

Rechtsbehelf
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Kurztext

Ansprechpunkt

Zuständige Stelle

Formulare

Ursprungsportal BayernPortal, BayernPortal
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